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// Im Blickpunkth

Reiserer befasst sich in ihrem Aufsatz mit der Sozialversicherungspflicht von GmbH-Gesch�ftsf�hrern ohne Gesellschafts-

anteile. Kemper/Hey beantworten die Frage, ob die Position „Tr�gerunternehmen einer Unterst�tzungskasse“ im Rahmen

der Gesamtrechtsnachfolge bei einem umwandlungsrechtlichen Vorgang mit�bertragen wird. Das BAG hat nun endlich

f�r Klarheit beim K�ndigungssausspruch w�hrend der Entlassungssperre im Rahmen von Massenentlassungen gesorgt.

Simon/Greßlin kommentieren das Urteil, w�hrend Powietzka dazu seinen Standpunkt abgibt.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Armin Powietzka,

RA, FAArbR, Gesch�ftsf�hrer

bei Reiserer Rechtsanwalts-

gesellschaft mbH

Vier Jahre nach „Junk“ – Endlich
Klarheit bei Massenentlassungen

Fast vier Jahre nach der „Junk“-Entscheidung

des EuGH hat das BAG mit Urteil vom 6.11.

2008 (2 AZR 935/07, BB 2009, 735 in diesem

Heft mit Kommentar von Simon/Greßlin) die

letzten beiden wichtigen Streitfragen der

Massenentlassung (nahezu) gekl�rt: Dem-

nach hindert die Sperrfrist (§ 18 Abs. 1

KSchG) weder den Ausspruch der K�ndigun-

gen unmittelbar nach Erstattung der Massen-

entlassungsanzeige noch den Beginn der

K�ndigungsfristen. Sie begr�ndet nur einen

Mindestzeitraum, der zwischen Anzeige und

Beendigung der Arbeitsverh�ltnisse liegen

muss. Nur wenn die K�ndigungsfrist k�rzer

als die Sperrfrist (grunds�tzlich ein Monat)

ist, schiebt sie den Beendigungszeitpunkt hi-

naus. Die Freifrist des § 18 Abs. 4 KSchG be-

gr�ndet allenfalls die Verpflichtung, die K�n-

digungen innerhalb von 90 Tagen nach der

Anzeige auszusprechen.

Der Ansicht, wonach bei l�ngeren K�ndi-

gungsfristen eine zweite Anzeige zu erstat-

ten sei, hat das BAG eine Absage erteilt. Die

Klarstellungen des BAG sind zu begr�ßen.

Insbesondere die Auslegung der Sperrfrist

hatte bis zuletzt f�r erhebliche Unsicherheit

gesorgt (dazu Bauer/Krieger, NZA 2009, 174).

F�r die Praxis besteht nun wieder Klarheit

�ber das Verfahren bei Massenentlassungen.

Mehrfachanzeigen und vorsorgliche Mehr-

fachk�ndigungen haben endlich ein Ende.

Unverst�ndlich bleibt aber, dass der Gesetzge-

ber seiner Aufgabe nicht nachkommt, §§ 17ff.

KSchGderRechtsprechungdesEuGHanzupas-

sen, sondern die Rechtsuchenden vier Jahre

mit einer unklaren Gesetzeslage zur�ckgelas-

sen hat. Das ist „beharrliche Arbeitsverwei-

gerung“!

Entscheidungen
BAG: Urlaubsabgeltung bei

krankheitsbedingter Arbeitsunf�higkeit

Das BAG entschied in seinemUrteil vom24.3.2009

– 9 AZR 983/07 – wie folgt: Art. 7 Abs. 2 der RiLi

2003/88/EG steht nach der Entscheidung des

EuGH in der Sache Schultz-Hoff vom 20.1.2009

(C-350/06 und C-520/06, BB 2009, 504mit Komm.

von Schmidt) einzelstaatlichen Rechtsvorschriften

entgegen, nach denenArbeitnehmern, diewegen

Krankheit den Jahresurlaub nicht in Anspruch

nehmen k�nnen, am Ende des Arbeitsverh�ltnis-

ses keine „finanzielle Verg�tung“gezahltwird. Na-

tionale Rechtsvorschriften d�rfen diese Anspr�-

che nicht untergehen lassen. Vertrauensschutz

scheidet seit dem Vorabentscheidungsersuchen

des LAGD�sseldorf aus.
(PM BAG vom 24.3.2009)

BAG: Verzicht auf Lohnanspr�che bei

Betriebs�bergang

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

19.3.2009 – 8 AZR 722/07 – wie folgt: Ein Erlass-

vertrag, mit dem die Parteien eines Arbeitsver-

h�ltnisses den Verzicht auf r�ckst�ndige Verg�-

tung f�r den Fall vereinbaren, dass es zu einem

�bergang des Betriebs auf einen Dritten kommt,

verst�ßt gegen zwingendes Gesetzesrecht und

ist unwirksam. Bei einem Betriebs�bergang

schreibt § 613a Abs. 1 S. 1 BGB zwingend vor,

dass der Betriebserwerber in die Rechte und

Pflichten aus den im Zeitpunkt des �bergangs

bestehenden Arbeitsverh�ltnissen eintritt.
(PM BAG vom 19.3.2009)

BAG: Gleichbehandlung – gesetzliche

�berleitung eines Arbeitsverh�ltnisses

Das BAG entschied in seinemUrteil vom19.3.2009

– 8 AZR 689/07 – wie folgt: Der Senat hat seine

Rechtsprechungvom18.12.2008 – 8AZR660/07–

best�tigt, dass durch Landesgesetze Rechtstr�ger

des �ffentlichen Dienstes umstrukturiert werden

k�nnenundsolcheGesetzeauchvorsehenk�nnen,

dass die Arbeitsverh�ltnisse der in den umstruktu-

rierten Bereichen Besch�ftigten auf einen neuen

Rechtstr�ger �bergeleitet werden, ohne den Ar-

beitnehmern ein Recht zum Widerspruch gegen

den �bergang ihrer Arbeitsverh�ltnisse einzur�u-

men. Wird nur sog. wissenschaftliches Personal

von einer solchen �berleitung betroffen, verst�ßt

der �ffentliche Arbeitgeber gegen den arbeits-

rechtlichenGleichbehandlungsgrundsatz,wenner

einenArbeitnehmer, dernachdergesetzlichenRe-

gelung keine wissenschaftlichen T�tigkeiten aus-

�bt, �berleitet, Arbeitnehmer mit vergleichbaren

T�tigkeiten jedoch als wissenschaftliche Besch�f-

tigte betrachtet und demzufolge nicht �berleitet.
(PM BAG vom 19.3.2009)

BAG: Tarifliche Funktionszulage bei

Teilzeitarbeit

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

18.3.2009 – 10 AZR 338/08 – wie folgt: Nach § 4

Abs. 1 S. 2 des TzBfG ist einem teilzeitbesch�ftig-

ten Arbeitnehmer Arbeitsentgelt mindestens in

dem Umfang zu gew�hren, der dem Anteil seiner

Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleich-

baren vollzeitbesch�ftigten Arbeitnehmers ent-

spricht. Auch die Tarifvertragsparteien m�ssen

bei der Regelung der Verg�tung dieses gesetzli-

che Verbot der Diskriminierung teilzeitbesch�f-

tigter Arbeitnehmer beachten.
(PM BAG vom 18.3.2009)

BAG: Zur Zul�ssigkeit „einfacher

Differenzierungsklauseln“

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

18.3.2009 – 4 AZR 64/08 – wie folgt: Einfache

Differenzierungsklauseln, welche die Gewerk-

schaftszugeh�rigkeit des Arbeitnehmers zwar

zur Voraussetzung f�r einen bestimmten mate-

riellen Anspruch machen, die aber keine rechtli-

chen Schranken daf�r aufstellen, dass der Arbeit-

geber auf individualvertraglicher Ebene die tarif-

lich vorgesehene Ungleichbehandlung beseitigt,

k�nnen rechtswirksam sein.
(PM BAG vom 18.3.2009)
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